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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(11. Ausschuß) 

über den 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung des Artikels 
108 Absatz 2 des Grundgesetzes 

- Nr. 2268 der Drucksachen - 

Berichterstatter : 

Abgeordneter Lausen 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . dem vorliegenden Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen zuzustimmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für erle- 
digt zu erklären. 

Bonn, den 13. Juni 1951 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Dr. Höpker-Aschoff Lausen 

Vorsitzender Berichterstatter 


örück: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Schfcur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Durchführung des Artikels 108 Absatz 2 des Grundgesetzes 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Durch- 
führung des Artikels 108 Absatz 2 
des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Mitwirkung des Bundes bei der Verwaltung 

der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer 

(1) Bei der Verwaltung der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer, die dem 
Bund nach dem Gesetz über die Inanspruch- 
nahme eines Teils der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer durch den Bund im 

Rechnungsjahr 1951 vom (Bun- 

desgesetzbl. 1951 S. . . .) teilweise zufließen 
und deren Verwaltung der Bund insoweit 
den Landesfinanzbehörden als Auftragsver- 
waltung übertragen hat, wirkt der Bundes- 
minister der Finanzen nach Maßgabe der Ab- 
sätze 2 und 3 mit. 

(2) Allgemeine Verwaltungs anordnun* 
gen der für die Finanzverwal- 
tung zuständigen Obersten Lan- 
desbehörden mit Ausnahme der An- 
ordnungen auf dem Gebiet der 
Organisation und des Personal- 
wesens bedürfen der Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen, soweit dieser nicht 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Durch- 
führung des Artikels 108 Absatz 2 
des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Mitwirkung des Bundes bei der Verwaltung 
der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftstcuer 

(1) unverändert 


(2) Die allgemeinen Verwaltungsvorschrif- 
ten nach Artikel 108 Absatz 6 des Grundge- 
setzes werden durch die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates erlassen. Soweit 
die Bundesregierung dieses Recht nicht für 
sich beansprucht, können die Landesbehörden 
allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen. 
Diese bedürfen der Zustimmung des Bundes- 


2 



Entwurf 

auf die Ausübung des Zustimmungsrechts 
verzichtet. Das gleiche gilt für Anordnungen 
nach § 131 der Reichsabgabenordnung, die 
sich auf eine Mehrheit von Fällen beziehen. 
AllgemeineVerwaltungsanord- 
nungen der Oberfinanzdirek- 
tionen mit Ausnahme der An- 
ordnungen auf dem Gebiet der 
Organisation und des Personal- 
w esenswerdende mBundesmini- 
sterderFinanzenüberdiefürdie 
Finanzverwaltung zuständigen 
Obersten Landesbehörden zur 
Kenntnis übersandt, soweit der 
Bundes minister der F i n a n z e n 
nicht auf die Übersendung ver- 
zichtet hat. Die Zuständigkeit 
der Bundesregierung zum Erlaß 
allgemeiner Verwaltungsvor- 
schriften nach Artikel 108 Ab- 
satz 6 des Grundgesetzes bleibt 
u n b e r ii h r t. 

(3) Vereinbarungen und vereinbarungs- 
ähnliche Maßnahmen im Sinn von § 220 
Ziffer 3 der Reichsabgabenordnung bedürfen 
der Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen. Das gleiche gilt für Erlaß (§ 131 
der Reichsabgabenordnung) und Stundung 
(§ 127 der Reichsabgabenordnung) im Einzel- 
fall, wenn bestimmte, durch Rechtsverord- 
nung des Bundesministers der Finanzen mit 
Zustimmung des Bundesrates festgesetzte 
Grenzen überschritten werden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ministers der Finanzen, soweit dieser nicht 
auf die Ausübung des Zustimmungsrechtes 
allgemein oder im Einzelfall verzichtet. Das 
gleiche gilt für Anordnungen nach § 131 der 
Reichsabgabenordnung, die sich auf eine 
Mehrheit von Fällen beziehen. 


(3) unverändert 


§2 


§ 2 


Überwachung durch den Bund 

(1) Für die im § 1 Absatz 1 bezeichneten 
Abgaben überwachen der Bundesminister der 
Finanzen und seine Beauftragten, grund- 
sätzlich im Zusammenwirken mit den für 
die Finanzverwaltung zuständigen Obersten 
Landesbehörden, die Gleichmäßigkeit der 
Gesetzesanwendung und die Ordnungsmäßig- 
keit der Verwaltung. 

(2) Die für die Finanzverwaltung zustän- 
digen Obersten Landesbehörden werden dem 
Bundesminister der Finanzen und seinen Be- 
auftragten auf Anfordern die Unterlagen, die 
sich auf die Verwaltung der in § 1 Absatz 1 
bezeichneten Abgaben beziehen, zur Einsicht- 
nahme vorlegen oder vorlegen lassen. 


Überwachung durch den Bund 

(1) Für die im § 1 Absatz 1 bezeichneten 
Abgaben überwachen der Bundesminister der 
Finanzen und seine Beauftragten, im Zusam- 
menwirken mit den für die Finanzverwaltung 
zuständigen Obersten Landesbehörden, die 
Gleichmäßigkeit der Gesetzesanwendung und 
die Ordnungsmäßigkeit der Verwaltung. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Artikel 85 Absatz 4 und Artikel 108 
Absatz 4 des Grundgesetzes bleiben unbe- 
rührt. 

§3 

Betriebsprüfung 

Bei der Prüfung von Bundes steuern 
können die Betriebsprüfer des Bun- 
des auch die im § 1 Absatz 1 bezeichneten 
Abgaben prüfen. Den Landesfinanzbehörden 
ist dabei Gelegenheit zur Mitwirkung zu 
geben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(3) unverändert 



Die Betriebsprüfungsstellen, die der Bund 
zur Prüfung der durch Bundesfinanzbehörden 
verwalteten Steuern eingerichtet hat oder 
künftig einrichtet, können auch die in § 2 Ab- 
satz 1 bezeichneten Abgaben prüfen. Den 
Landesfinanzbehörden ist dabei Gelegenheit 
zur Mitwirkung zu geben. 


§ 4 § 4 

Ermächtigung zum Erlaß von Verwaltungs- unverändert 

Vorschriften 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die 
zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
zu erlassen. 


§ 5 § 5 

Erstreckung des Gesetzes auf Berlin unverändert 

Dieses Gesetz gilt in Berlin, sobald eine den 
Artikeln 106 und 120 des Grundgesetzes ent- 
sprechende Regelung für Berlin getroffen ist 
und das Land Berlin gemäß Artikel 87 Ab- 
satz 2 seiner Verfassung die Anwendung 
dieses Gesetzes für Berlin beschließt. 


S 6 


Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


§ 6 


unverändert 
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